
In den Besatzungszonen West- und Ostdeutschlands, in der BRD und 
DDR galt zunächst das Rentenrechtssystem, wie es nach der Gründung 
des Deutschen Reiches entstanden war, in Grundzügen fort. Bismarcks 
Rentengesetz zielte 1891 auf Loyalität und sollte „in der großen Masse 
der Besitzlosen die konservative Gesinnung erzeugen, welche das Ge-
fühl der Pensionsberechtigung mit sich bringt.“

Ist das Rentenrecht wert-
neutral in Deutschland?

 Im Prinzip ja, 
aber nicht für alle!

In der BRD stellt Kanzler Konrad Adenauer (CDU) am 20.10.1953 eine umfassende Sozialreform 
in Aussicht, gut drei Jahre später ist es soweit: Am 21.01.1957 kommt eine Rentenreform und 
ein Paradigmenwechsel! Rentenversicherung nicht mehr Sparprozess für das Alter, sondern als 
Lohnersatz. Die aktiven Generationen bezahlen der nicht mehr aktiven die Renten. In der BRD 
wird die Rente an die Lohnentwicklung angekoppelt und dynamisch.

In der DDR blieb es beim Finanzierungssystem aus Beiträgen 
der Versicherten, der Betriebe und Genossenschaften und einem 
Staatszuschuss. Mit der Rentenverordnung vom 15.03.1968 wur-
den Zurechnungszeiten, z.B. für geborene Kinder gewährt, Ren-
tensteigerungen garantiert und die freiwillige Versicherung auf Zu-
satzrente eingeführt. Mitte der 80er Jahre mehren sich in der DDR 
kritische Stimmen. Die Durchschnittslöhne vieler Berufsgruppen 
stiegen und dennoch blieb die Pflichtbeitragsgrenze stabil niedrig. 
Die Spanne zwischen Verdienst und Rente stieg. 

Warum teilten Rentner in der DDR nicht die heutigen Ängste und 
Unsicherheiten? Der Grund ergab sich aus stabilen Planpreisen. 
Und die waren mit westdeutschen Preisen nicht zu vergleichen! 
Die Ausgaben für Miete lagen um das Zehn- bis Fünfzehnfache, die 
Nahverkehrstarife um das Zwanzigfache unter dem Niveau nach 
dem Anschluss. Das Gesundheitswesen war komplett unentgelt-
lich und Nahrungsmittel, Gaststätten, Waren des täglichen Bedarfs, 
Theater, Opern, Museen, Zeitungen, betriebliche Ferienplätze  
… alles subventioniert! 
Ausschlaggebend für die Wirksamkeit von Rente war und ist es heu-
te noch viel mehr: Verhindert Rente Altersarmut?! Das war damals, 
in der alten BRD erreicht und in der DDR kein Problem. 

Die DDR-Renter im neuen Deutschland 
Für eine kleine Zeit konnten sich Renten-Männer aus der DDR mit 
63 auf einen zwei Jahre früheren Ruhestand freuen, bis ab 1992 die 
Geschichte der Anhebung der Altersgrenzen mit dem berühmten 
Blüm-Satz  „Die Rente ist sicher!“ begann.
 
Auch die Rentenumstellung auf DM 1:1 beruhigte zunächst: 70% 
des durchschnittlichen Nettoarbeitsentgelts der DDR plus ein klei-
ner Sozialzuschlag für den Subventionswegfall der sozialistische 
Preise und Auffüllbeträge für Rentenbestandteile, für die es in der 
DDR ein Anrecht gab (was allerdings die Rentendynamisierung so-
lange ausschloss). Kurz, die Renten waren niedriger als im Westen. 
Sie wurden noch niedriger, da alles was dem westdeutschen System 
fremd war, nach kurzer Übergangsfrist wieder gekürzt oder gestri-
chen wurde. Besonders Frauen waren betroffen, geschiedene vor 
allem, und Leute die mit freiwilliger Zusatzrente bewusst vorsor-
gen wollten. Erstmal gestrichen wird auch die vorbildliche Regelung 
der DDR über rentenwirksame Zeiten der Pflege von Angehörigen. 
(1992 wird sie für ganz Deutschland „neu“ eingeführt.) 

In der DDR bestand eine einheitliche, nach Zweigen gegliederte 
Volksversicherung, mit 63 Altersversicherungssystemen. Das waren 
eigenständige soziale Berufsgruppensicherungen. (Sie werden heu-
te Zusatzversicherungs-  bzw. Sonderversorgungssysteme genannt.) 
Diese elementaren Bestandteile der DDR-Alterssicherung außer-
halb der allgemeinen Rentenversicherung betrafen u.a. Mitarbei-
ter der Post und Reichsbahn, in Banken und Naturwissenschaftler, 
Ärzte, Künstler, Pädagogen, Mitarbeiter der Parteien der DDR und, 
vergleichbar mit der heutigen Beamtenversorgung, Mitarbeiter des 
MfS, der Volkspolizei, des Strafvollzuges und der Zollverwaltung. 
Sie wurden im neuen Deutschland gekürzt, obwohl einst jahrelang 
Beiträge für sie gezahlt wurden. 
Die Rentenzahlungen für hauptamtliche Mitarbeiter des Staatsap-
parates der DDR, der Parteien, von gesellschaftlichen Organisati-
onen und für Generaldirektoren von Kombinaten und Leiter zentral 
gelenkter Wirtschaftsorgane sowie für Angehörigen der tech-
nischen Intelligenz wurden am 01.07.1990, noch durch die de Mai-
zière-Regierung gekürzt, in Abstimmung mit der BRD-Regierung. 

Der politisch instrumentalisierten Rente, dem sogenannten Ren-
tenstrafrecht, unterliegen 30 Jahre nach dem Anschluss der DDR, 
weiterhin Staats- und SED-Bedienstete. Begründung: Deren Renten 
hätten „sachwidrige Besserstellungen“ enthalten, d.h. politische 
Vergünstigungen. Etwas abgemildert wurden inzwischen renten-
wirksame Entgeltbegrenzung für DDR-Versicherte, die zwar im „re-
gimenahen Bereich“, jedoch unterhalb einer leitenden Funktion 
beschäftigt waren. Besonders krass die Entartung der Rente für jeg-
liche MfS-Angehörige. Norbert Blüm (CDU), Arbeits- und Sozialmi-
nister, begründet das am 26.04.1991 in seiner Bundestagsrede aus 
seinem „… Gefühl und dem Bewußtsein der sozialen Gerechtigkeit 
heraus…“

Bis zum Jahr 1933 war die Wertneutralität des Rentenrechts erhal-
ten geblieben. 
Zur politischen Verfolgung, die bei Kommunisten, Sozialdemokraten, 
bürgerliche Demokraten, Pazifisten, Juden, Bibelforschern zu lang-
jährigen Haftstrafen, wie auch KZ-Haft führten, gehörten ab 1933 
auch Berufsverbote, polizeiliche Zwangsmaßnahmen und die Ver-
weigerung oder Kürzung der Renten bzw. der Ruhegelder von Beam-
ten. Sie waren Bestandteil der Politik des faschistischen Regimes.

(Derzeitiges Ziel: 67 Jahre. Unter Bismarck waren es 70 Jahre.)

Die alte Rente war ein einkommensunabhängiger steuerfinanzierter Zu-
schuss zum Lebensunterhalt, der dann und wann gesteigert wurde. Und 
er wurde in der DDR recht häufig gesteigert. „Nominal (also ohne
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